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Zusatzmaterial online

Die Online-Version dieses Beitrags (https://
doi.org/10.1007/s00063-024-01122-
2) enthält tabellarische Übersichten
über die Tätigkeiten der Berufsgruppen
pflegerischer Dienst, Physiotherapie,
Logopädie und Atmungstherapie.

Dieses Positionspapier wird parallel in den
ZeitschriftenMedizinische Klinik – Intensivme-
dizin und Notfallmedizin (Open access) und in
Die Anaesthesiologieveröffentlicht.

Zusatzmaterialonline–bitteQR-Codescannen

Zusammenfassung

Das Mutterschutzgesetz soll die Mutter und das Kind vor Gefahren, Überforderung
und Gesundheitsschädigung am Arbeitsplatz ebenso wie vor finanziellen Einbußen
und dem Verlust des Arbeitsplatzes schützen. Allerdings werden die mit dem
Mutterschutzgesetz definierten Ziele der Sicherheit und Gesundheit der schwangeren
Mitarbeiterin einerseits und der Verhinderung von Benachteiligungen im Berufsleben
andererseits derzeit auf der Intensivstation noch nicht ausreichend erfüllt. Es sollte eine
für alle Beteiligten gewinnbringende Umsetzung des Mutterschutzgesetzes auch in
den in der DIVI vertretenen Fachbereichen vorangetrieben werden, insbesondere das
Arbeiten von Schwangeren im ärztlichen und Pflegefachpersonal sowie in weiteren
Gesundheitsfachberufen (Atmungstherapie, Physiotherapie, Logopädie, Psychologie
und Sozialdienst) auf Intensivstationen. Es soll dafür sensibilisiert werden, jede
schwangere und stillende Mitarbeiterin individuell zu betrachten und gemeinsam eine
persönliche Lösung für die Weiterbeschäftigung auch während der Schwangerschaft
auf der Intensivstation zu erarbeiten. Es werden mögliche Wege und Lösungen zur
Erreichung dieses Ziels skizziert und Praxisbeispiele zur Umsetzung im klinischen
Alltag gegeben. Diese basieren auch auf einer umfangreichen Darstellung von
Tätigkeiten nach einem Ampelsystem für alle Berufsgruppen. Aspekte, die gegen die
Beschäftigung einer schwangeren Mitarbeiterin auf der Intensivstation sprechen oder
diese einschränken, werden diskutiert und potenzielle Lösungsoptionen aufgezeigt.

Schlüsselwörter
Mutterschutz · Beschäftigungsverbot · Personalplanung · Weiterbeschäftigung · Ressourcen
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Infobox 1

Dieses Positionspapier wurde für
die Arbeitsgruppe „Arbeiten in der
Schwangerschaft auf der Intensivstation“
der Deutschen Interdisziplinären
Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin
(DIVI e.V.) unter Leitung der Jungen
DIVI und in Zusammenarbeit mit
der Sektion Pflegeforschung und
Pflegequalität undderSektionTherapeutische
Gesundheitsfachberufe erstellt.

Einleitung

Das Thema „Arbeiten einer schwangeren
Mitarbeiterin im Krankenhaus“ findet in
den letzten Jahren erfreulicherweise im-
mermehr Aufmerksamkeit, auchdurch die
NovellierungdesMutterschutzgesetzes im
Jahre 2018 [1]. Das Mutterschutzgesetz
soll die Mutter und das werdende Kind
vor Gefahren, ÜberforderungundGesund-
heitsschädigung am Arbeitsplatz, ebenso
wie vor finanziellen Einbußen und dem
Verlust des Arbeitsplatzes schützen und
sieht nach Aktualisierung ein vermehrtes
„Mitspracherecht“ der schwangeren Mit-
arbeiterin vor [2]. Allerdings werden die
mit dem Mutterschutzgesetz definierten
Ziele der Sicherheit und Gesundheit der
schwangeren Mitarbeiterin einerseits und
der Verhinderung von Benachteiligungen
im Berufsleben andererseits derzeit noch
nicht erreicht [3, 4]. Zu häufig werden
pauschal betriebliche Beschäftigungsver-
bote ausgesprochen, ohnedie individuelle
Situation der schwangeren Mitarbeiterin
ausreichend zu betrachten.

Eine füralleBeteiligtengewinnbringen-
de Umsetzung des Mutterschutzgesetzes
soll inden inderDIVI vertretendenFachbe-
reichen vorangetrieben werden. Der Be-
rufsverband Deutscher Anästhesistinnen
und Anästhesisten e.V. (BDA) [5] sowie
die Deutsche Gesellschaft für Orthopädie
und Unfallchirurgie (DGOU; [6, 7]) haben
bereits Stellungnahmen zumArbeiten von
schwangeren Ärztinnen formuliert und in
einemkürzlichpubliziertenArtikelwurden
Hinweise zum Arbeiten von schwangeren
Ärztinnen in der Anästhesie dargelegt [8].
Somit gibt es erste positive Signale für eine
Umsetzung des Mutterschutzgesetzes bei
Ärztinnen in der Anästhesie. Nachfolgend
soll die Aufmerksamkeit jedoch auf die
Intensivmedizin gelegt werden, insbeson-
dere auf die folgenden 2 großen Bereiche:

1. Arbeiten von schwangeren Ärztinnen
auf einer Intensivstation: Eine Schwan-
gerschaft führt in vielen Fällen bei
ärztlichen Mitarbeiterinnen zu einem
Ausschluss von Tätigkeiten auf der
Intensivstation.

2. Berücksichtigung von schwangerem
Personal der Gesundheitsfachberufe,
insbesondere des Pflegefachpersonals
sowie der Atmungstherapie, Physio-
therapie und Logopädie auf einer
Intensivstation. Für diese Mitarbei-
terinnen wird häufig pauschal ein
Beschäftigungsverbot ausgesprochen

Ein pauschales Beschäftigungsverbot für
schwangere Mitarbeiterinnen aller Berufs-
gruppen auf einer Intensivstation ist nicht
gerechtfertigt und nicht adäquat.

Ziel und Zweck des Positions-
papiers

In diesem Positionspapier sollen die
KlinikdirektorInnen, ChefärztInnen, Pfle-
ge- und Stationsleitungen, Therapielei-
tungen, BetriebsärztInnen, Vorstände der
Kliniken, Gewerbeaufsichten der einzel-
nen Bundesländer und weitere beteiligte
Interessensgruppen dafür sensibilisiert
werden, jede schwangere Mitarbeiterin
sowie ihren Arbeitsplatz und Tätigkeits-
bereich individuell zu betrachten und
gemeinsam eine personalisierte Lösung
für das Weiterarbeiten auf einer Inten-
sivstation zu finden. Es sollen mögliche
Wege und Lösungen zur Erreichung die-
ses Ziels skizziert werden. Das Arbeiten
von schwangeren Mitarbeiterinnen auf
der Intensivstation sollte nicht als un-
möglich betrachtet werden, sondern re-
alisierbar erscheinen und in die Praxis
umgesetzt werden können. Bei Meldung
einer Schwangerschaft seitens einer Mit-
arbeiterin auf der Intensivstation sollte
nicht die Frage gestellt werden, ob das
Weiterarbeiten überhaupt möglich ist,
sondern wie es konkret gestaltet werden
kann. In diesem Positionspapier liegt der
Schwerpunkt auf der praktischen Umset-
zung des Mutterschutzgesetzes für die
schwangere Mitarbeiterin. In dem Kapitel
„Rückkehr nach Mutterschutz/Elternzeit“
werden die Besonderheiten der stillen-
den Mitarbeiterin auf der Intensivstation
adressiert.

Praktische Umsetzungen des
Mutterschutzgesetzes

. Abb. 1 gibt einen Überblick über die
möglichen Schritte, die das Arbeiten von
schwangeren Mitarbeiterinnen auf der In-
tensivstation ermöglichen können.

1. Strukturen/Grundvoraussetzungen
schaffen

Benennung eines/r Schwangerschafts-
beauftragten. Jedes Krankenhaus soll-
te eine/n Beauftragte/n für den Mutter-
schutz bestellen. Es ist empfehlenswert,
dass diese/r über eine ausreichende und
aktuelle Sachkunde (z. B. über Publikati-
onen und Gesetzestexte) verfügt. Zudem
ist es ratsam, dass es jeweils eine/n Beauf-
tragte/n für die entsprechenden Berufs-
gruppen gibt, da nur diese Person den
berufsspezifischen Arbeitsplatz kennt und
aufgrund dieser Expertise eine individuel-
le Gefährdungsbeurteilung (s. unten) vor-
nehmen kann. Die/der Beauftragte soll die
Meldung der Schwangeren aufnehmen,
die Schwangere über die jeweiligen Be-
stimmungen aufklären und sie auf ihrem
weiteren Weg begleiten.

Definieren und Zusammenstellen eines
Personenkreises, der an den Prozessen
abMeldung einer Schwangerschaft be-
teiligt ist. Eine weitere wichtige Vorar-
beit, die jedes Krankenhaus zu leisten hat,
ist das Definieren und Zusammenstellen
eines Personenkreises, der an den Pro-
zessen rund um das Thema „Arbeiten in
der Schwangerschaft“ beteiligt ist. Die-
ser Personenkreis kann je nach Kranken-
haus aus betriebsärztlichemDienst, sicher-
heitstechnischem Dienst, ggf. Personalrat,
Schwangerschaftsbeauftragten und Kran-
kenhausleitung oder weiteren Personen
bestehen. Es ist unerlässlich, dass sich die-
ser Personenkreis regelmäßig zusammen-
findet, austauscht und einen gemeinsa-
men Konsens erzielt, wie das Arbeiten
von schwangeren Mitarbeiterinnen in ih-
rem Krankenhaus (und auch auf der In-
tensivstation) umgesetzt werden kann.

Gemeinsames Erstellen einer SOP, die
die Abläufe ab Meldung einer Schwan-
gerschaft regelt. Nachfolgendes Ziel
sollte die gemeinsame Erstellung einer
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Strukturelle Voraussetzungen 
Schwangerscha�sbeau�ragte/n 

benennen

Definieren und Zusammenfinden 
eines Personenkreises, der an
Prozessen ab Meldung einer 
Schwangerscha� beteiligt ist

Erstellung einer 
Schwangerscha�s-SOP

Meldung der Schwangerscha� 
an zuständige Person

weitere Info an betriebsärztlichen 
Dienst, Personalabteilung

Individuelle Gefährdungsbeur-
teilung und Weiterbeschä�i-

gung der Schwangeren 
unter Einhaltung der Auflagen des 

Mu�erschutzgesetzes

Abb. 19 Voraussetzun-
gen undAbläufe beiMel-
dung einer Schwanger-
schaft

Standard Operating Procedure (SOP) sein,
die im Konsens mit dem oben genannten
Personenkreis erstellt wird. Diese SOP soll
die Abläufe ab Meldung einer Schwanger-
schaft im Krankenhaus/in der Abteilung
zusammenfassen. Dazu gehören auch
eine Gefährdungsbeurteilung und die De-
finition von Tätigkeiten, die möglich bzw.
ausgeschlossen sind.

2. Meldung der Schwangeren an
beauftragte Person

Sobald die Meldung einer Schwanger-
schaft eingeht, müssen Arbeitgebende
unverzüglich Schutzmaßnahmen im Rah-
men des Mutterschutzgesetzes ergreifen
und mit der Schwangeren schriftlich fest-
halten. Des Weiteren ist eine umfängliche
Aufklärung über die Anpassungen der
Arbeitsbedingungen nach § 10 Abs. 2
MuSchG mit der Schwangeren in einem
persönlichen Gespräch erforderlich. Es er-
folgt weiterhin die Meldung der Schwan-
gerschaft andenbetriebsärztlichenDienst,
sowie an die Personalabteilung. Die Perso-
nalabteilung meldet die Schwangerschaft
unter anderem auch beim Landesamt für
Finanzen.

3. (Individuelle) Gefährdungs-
beurteilung

Generell ist es notwendig, dass jedes Kran-
kenhaus anlassunabhängig nach § 5 des
Arbeitsschutzgesetzes die unterschied-

lichen Arbeitsplätze auf potenziell ge-
sundheitsgefährdende Einflussfaktoren
prüft. Dies wird als allgemeine Gefähr-
dungsbeurteilung für alle Tätigkeiten und
potenzielle Arbeitsplätze bezeichnet.

Nach Meldung der Schwangerschaft
wird gemeinsam mit der dafür beauftrag-
ten Person eine individuelle Gefährdungs-
beurteilung durchgeführt. Die Initiative
zur Durchführung dieser individuellen
Gefährdungsbeurteilung muss vom Ar-
beitgeber (delegiert an die beauftragte
Person) ausgehen und darf keinesfalls
der schwangeren Mitarbeiterin auferlegt
werden.

Dieschwangerebzw. stillendeMitarbei-
terin kann erwarten, dass die gesetzlichen
Vorschriften beachten werden. Deswegen
werden gemäß Mutterschutzgesetz die
Arbeitsbedingungen so gestaltet, dass die
schwangere oder stillende Frau und ihr
Kind ausreichend vor physischenoder psy-
chischen Beeinträchtigungen geschützt
werden. Dabei sollte besonders auch
der jeweilige Ausbildungsstatus und die
Wünsche der schwangeren Mitarbeiterin
berücksichtigt werden. Zudem müssen
die Arbeitsbedingungen und damit ein-
hergehend die Gefährdungsbeurteilung
fortlaufend vom Arbeitgeber überprüft
und ggf. angepasst werden. Diese Be-
urteilung wird an den betriebsärztlichen
Dienst weitergeleitet, der seinerseits eine
Prüfung durchführt. Bestenfalls gelingt
diese unter Berücksichtigung der im Vor-
feld gemeinsam erstellen SOP zu diesem

Thema. Neben der Prüfung obliegt dem
betriebsärztlichen Dienst die Beratung der
Schwangeren in Bezug auf Impfstatus und
weitere arbeitsmedizinische Themen. Die
Aufsichtsbehörden urteilen über eine „un-
zumutbare Gefährdung“ und somit über
die Notwendigkeit eines betrieblichen
Beschäftigungsverbots. Ihr Urteil über die
Weiterbeschäftigung der schwangeren
Ärztin ist bindend [5]. Anhand der Ergeb-
nisse einer Umfrage von Marburger Bund,
Deutscher Ärztinnenbund, der Initiative
Operieren in der Schwangerschaft, der
Deutschen Gesellschafft für Orthopädie
und Unfallchirurgie und des Verbands der
Chirurginnen aus dem Jahre 2023 [4] wird
erkenntlich, dass es hier noch deutlichen
Optimierungsbedarf gibt: Bei nur durch-
schnittlich 61% der Teilnehmerinnen lag
eine allgemeine Gefährdungsbeurteilung
vor und nur bei zwei Drittel lag eine
individuelle Gefährdungsbeurteilung vor
[4]. Unabhängig von den betrieblichen
Arbeitsbedingungen kannder individuelle
Gesundheitszustand in der Schwanger-
schaft oder nach der Entbindung ein
ärztliches Beschäftigungsverbot recht-
fertigen (§ 16 MuSchG). Dabei obliegt
dem/den behandelnden ÄrztInnen ein
Entscheidungsspielraum, ob ein teilweises
(zeitlich befristetes/aufgabenbezogenes/
vorläufiges) oder ein vollumfängliches Be-
schäftigungsverbot ausgesprochen wird.
Ebenfalls kann ein Beschäftigungsverbot
auch seitens des Arbeitsgebers ausge-
sprochen werden, sofern keine Arbeits-
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möglichkeit geschaffen werden kann, die
für den Schutz der schwangeren Mitar-
beiterin und des ungeborenen Lebens
erforderlich ist.

Arbeitszeitlicher Gesundheits-
schutz und Schutzfristen

Da das Verbot des Arbeitens zu bestimm-
ten Zeiten und in bestimmten Situationen
für alle Berufsgruppengleichermaßengül-
tig ist, stellen wir dies für alle Berufsgrup-
pen gemeinsam dar.

Schutzfristen vor und nach der
Entbindung

– Werdende Mütter dürfen in den letzten
6 Wochen vor der Entbindung nicht
beschäftigt werden. Eine ausdrückli-
che Erklärung zur Arbeitsleistung ist
möglich und kann jederzeit widerrufen
werden (§ 3 Abs. 1 MuSchG)

– Nach der Entbindung dürfen Mütter
bis zum Ablauf von 8Wochen nicht be-
schäftigt werden (§ 3 Abs. 2 MuSchG),
12 Wochen bei Frühgeburten, Mehr-
lingsgeburten und wenn vor Ablauf
von 8Wochen nach der Entbindung bei
dem Kind eine Behinderung (§ 2 Abs. 1
Satz 1 SGB IX) ärztlich festgestellt wird

Mehrarbeit, Nachtarbeit und
Ruhezeit, Sonn- und Feiertagsarbeit

Mehrarbeit und Nachtarbeit
– Reguläre werktägliche Dienstzeiten:

6:00–20:00 Uhr
– Zulässig sind Arbeitszeiten von max.

8,5h pro Tag oder 90h in der Doppel-
woche

– Die Nachtarbeit einer schwange-
ren oder stillenden Frau zwischen
20:00 Uhr und 6:00 Uhr ist grund-
sätzlich verboten (§ 5 MuSchG). In
besonders begründeten Einzelfällen
kann die Aufsichtsbehörde gemäß
§ 29 Abs. 3 Ziff. 1 MuSchG Ausnahmen
bewilligen (Details s. Rechtsprechung,
cave: Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde ausdrücklich erforderlich)

– Unter engen Voraussetzungen Arbeit
zwischen 20:00 Uhr und 22:00 Uhr
möglich (§ 5 Abs. 1 Satz 2), (Details
s. Rechtsprechung, cave: Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde erforder-

lich; solange die Aufsichtsbehörde
den Antrag nicht ablehnt oder die
Beschäftigung zwischen 20:00 Uhr und
22:00 Uhr nicht vorläufig untersagt,
darf die Frau beschäftigt werden. Lehnt
die Aufsichtsbehörde den Antrag nicht
innerhalb von 6 Wochen nach Eingang
des vollständigen Antrags ab, gilt die
Genehmigung als erteilt.)

Ruhezeit
Nach Beendigung der täglichen Arbeits-
zeitmuss der schwangeren/stillendenFrau
eine ununterbrochene Ruhezeit von min-
destens 11h gewährt werden (§ 4 Abs. 2
MuSchG).

Sonn- und Feiertagsarbeit
– Die Arbeit an Sonn- und Feiertagen

ist für Schwangere und Stillende
grundsätzlich verboten (§ 6 MuSchG)

– Eine Beschäftigung ist aber möglich,
wenn sich die Frau dazu ausdrück-
lich bereit erklärt (Anmerkung: Die
Erklärung kann jederzeit widerrufen
werden) und verschiedene weitere
Voraussetzungen erfüllt sind (Details
s. Rechtsprechung)

Die Grundvoraussetzung bei jeglichen
Arbeitszeiten/-modellen ist, dass die
schwangere Mitarbeiterin nicht Allein-
diensthabende ist.

Ausübung von Tätigkeiten nach
Ampelsystem

Grundlage für die Überlegungen zum Ein-
satz einer schwangeren Mitarbeiterin auf
der Intensivstation können Positivlisten
sein, die als unbedenklich erachtete Tätig-
keiten und Einsatzgebiete aufführen. Es
sollten ebenfalls transparente Informatio-
nen und genaue Kenntnisse über primär
unzulässige Tätigkeiten und Arbeitsbedin-
gungen einer schwangeren Mitarbeiterin
auf der Intensivstation vorliegen. Letztere
sind nicht mit dem Mutterschutzgesetz
vereinbar und sollen/dürfen/können von
einer schwangeren Mitarbeiterin auf der
Intensivstation nicht durchgeführt wer-
den, da sie eine Beeinträchtigung für das
Leben des ungeborenen Kinds oder die
Mutter bedeuten könnten. Zusätzlich gibt
es Tätigkeiten, die in Abhängigkeit von
dem Erfahrungsschatz der schwangeren

Mitarbeiterin und von lokalen Besonder-
heiten zu betrachten sind. Hier sollte eine
individuelle Absprache mit der schwan-
geren Mitarbeiterin erfolgen. Ärztinnen
können – nach Ansicht zahlreicher be-
triebsärztlicher Dienste – während der
Schwangerschaft Tätigkeiten wie z. B.
das Legen und Wechseln eines zentra-
len Venenkatheters und Bronchoskopien
durchführen, wenn sie darin eine aus-
reichende Expertise haben und dies als
für sie zumutbar beurteilen. Die darin
ungeübte Ärztin sollte diese Tätigkeiten
nicht während ihrer Schwangerschaft auf
der Intensivstation erlernen. Die Angabe
von invasiven Tätigkeiten bezieht sich
ausdrücklich auf PatientInnen mit nega-
tivem Infektstatus bzw. ohne Anhalt für
eine vorliegende übertragbare Infektion,
bei der von keiner Gefährdung für Mutter
und ungeborenes Leben auszugehen ist.

Mit Wegfall der SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzverordnung im Februar 2023 sind
die besonderen gesetzlichen Vorgaben
zum Infektionsschutz gegen SARS-CoV-2
entfallen. ArbeitgeberInnen müssen nun
bezüglich dieser Infektionskrankheit im
Rahmen des gesetzlichen Arbeitsschut-
zes – am besten mit dem Personenkreis,
der an den Prozessen ab Meldung einer
Schwangerschaft beteiligt ist – prüfen,
ob und welche Maßnahmen zum Infek-
tionsschutz am Arbeitsplatz erforderlich
sind. Zur Unterstützung hat das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales
Empfehlungen zum betrieblichen Infek-
tionsschutz vor COVID-19, Influenza und
auch Erkältungskrankheiten veröffentlicht
[9].

. Abb. 2 gibt einen Überblick über
die Tätigkeiten nach einem Ampelprinzip
für die Berufsgruppe ärztlicher Dienst. Im
Onlinezusatzmaterial finden sich tabella-
rische Übersichten für die Berufsgruppen
pflegerischer Dienst, Physiotherapie, Lo-
gopädie und Atmungstherapie. Für die
Mitarbeiterinnen der Psychologie und des
SozialdienstswirdaufdieDarstellungeiner
tabellarischenÜbersicht fürdieTätigkeiten
verzichtet, da diese weitestgehend ihren
bisherigen Tätigkeiten nachgehen kön-
nen. Die Tabellen dienen als Orientierung
bzw. Entscheidungshilfe für die schwange-
re Mitarbeiterin und sämtliche im Prozess
eingebundenen Personen. Die Tabellen
sind gegliedert in Tätigkeiten in der Klinik
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Administra�ve Aufgaben
o Arztbriefe, Pflege-/Therapiedokumenta�on
o Scoringsysteme
o Externe Kommunika�on 

• Vorbereitung von Verlegungen in Weaning- und Rehabilita�onseinrichtun-
gen 

• Angehörigenkommunika�on
• Erstellung von Betreuungsanträgen 
• Koordina�on von externen Pa�entenanfragen und -aufnahmen 
• Au�lärungsgespräche

o Interne Kommunika�on
o Organisa�on von konsiliarischen Dienstleistungen, Terminierung von benö�g-

ten Bildgebungen und Untersuchungen

Fort- und Weiterbildung, Forschung und Lehre
o Theore�sche Einarbeitung neuer KollegInnen 
o Prak�sche Einarbeitung neuer KollegInnen 
o Supervision bei invasiven Maßnahmen 
o Erarbeitung und Überarbeitung der hauseigenen Standard Opera�ng Proce-

dures (SOP)
o Organisa�on/Beteiligung von/an klinikeigenen Kursen (Bsp.: Sonographie-

kurs, Echokardiographiekurs, Notarztkurs, Intensivtransportkurs, Reanima�-
onskursen, Simula�onstraining, ...)

o Durchführung von Einweisungen nach Medizinproduktegesetz
o Gestaltung und Haltung von Vorlesungen
o Studierendenunterricht (Bsp.: Atemwegs-/Reanima�onsunterricht, Simula�-

onstraining)
o Unterricht in der Pflegeschule, Re�ungsdienstschule
o Geräteeinweisungen
o Interne Fortbildungen und Journal Clubs

Mitwirkung im klinischen Alltag
o Hausspezifische, pa�entenferne Tä�gkeiten
o Erarbeitung von Therapiezielen und -plänen 
o Klinische Untersuchung 
o Übergaben an den nächsten Schichtdienst

Teleintensivvisite/Telemonitoring/ Telenotarzt
Klinische Aufgaben

oAnlage/Wechsel von Gefäßkathetern und
Drainagen bei Einhaltung der obligaten
Schutzmaßnahmen nur nach individueller
Einzelfallentscheidung

o Bronchoskopie bei intravenös sedierten
Pa�entInnen

o Transportbegleitung, sofern ein Kollege mit
anwesend ist

o Tracheotomie
o Schockraumversorgung als 2. Ärz�n,

ggf. zur Supervision
oNicht invasive Maßnahmen bei Pa�entInnen

mit HIV (Human Immunodeficiency Virus),
Hepa��s B, C

o Blu�ransfusionen
oArbeiten mit isola�onspflich�gen Pa�ent-

Innen (Vanco-mycin-resistente Entero-
kokken, mul�resistente Erreger)

oNicht-invasive Diagnos�k, intensivmedizinische Überwachung und Therapie
� Sonographie, transthorakale Echokardiographie
� Erstellung von Ernährungsplänen 
� Infek�onsvisite und Abfrage der infek�ologischen Befunde
� Schmerztherapeu�sche Behandlung und Dokumenta�on des

Schmerzverlaufs
o Invasive Diagnos�k und Therapie 

• Anlage von invasiven Gefäßkathetern und Drainagen bei Einhaltung der
obligaten Schutzmaßnahmen nach individueller Einzelfallentscheidung
und nega�vem Testergebnis derPa�entInnenauf Infek�onskrankheiten

• Transfusion von Blut und Blutbestandteilenbei Einhaltung der obligaten
Schutzmaßnahmen

oHirntoddiagnos�k und Organisa�on der Organspende
oTele-Intensivmedizin

o Verwendung vola�ler Anästhe�ka
o Körperliche Belastungen (Lagerung von

Pa�entInnen, Thoraxkompressionen
während einer kardiopulmonalen
Reanima�on)

o Alleinarbeit, ohne die Möglichkeit der Hilfe
von Kollegen (bspw. innerklinische Trans-
porte, Reanima�ons-Teams)

o No�allmedizinische Tä�gkeiten
o Jegliche Tä�gkeit mit Berührungspunkten

mit radioak�ver Strahlung und Chemo-
therapeu�ka

o (Invasive) Tä�gkeiten bei infek�ösen
Pa�entInnen (HIV (Human Immuno-
deficiency Virus), Hepa��s B,C, In-
fluenza, SARS CoV2, Cytomegalovirus…)

o Arbeiten mit Biostoffen der Biostoffver-
ordnung mit Gefahrenstufe II, III & IV (bei
Stufe II, III bestehen Ausnahmen, je nach
Immunstatus der Mu�er)

Abb. 28Ärztinnen sowohl inWeiterbildung zur Fachärztin/zur speziellen Intensivmedizinerin oder nach abgeschlossener
Weiterbildung.BeiderBewertunggrünerundgelberBereichesolltedieExpertiseundErfahrungsowiedaseigeneSicherheits-
empfinden der schwangerenMitarbeiterin berücksichtigt werden. Empfehlungsgrade:grün=vertretbar,gelb= individuell
und eingeschränkt vertretbar, rot=nicht vertretbar

(administrative Aufgaben, Mitwirkung im
klinischen Alltag, klinische Aufgaben) und
Tätigkeiten in Fort- und Weiterbildung
sowie Lehre und Forschung. Als wissen-
schaftliche Dachgesellschaft unterstützt
die DIVI jegliche Forschungs- und Lehrak-
tivitäten, da sie auch der Schwangeren ein
breites Feld einer gefahrlosen Weiterbe-
schäftigung ermöglichen und die Chance
bieten den Wissensstand zu erhalten und
auszubauen. Anzumerken ist, dass die Lis-

ten keinen Anspruch auf Vollständigkeit
erheben und daher nicht abschließend
sind. Aus der exemplarischen Darstellung
ergeben sich keine Ansprüche oder Forde-
rungen. Die Maßnahmenempfehlungen
müssen immer nach individuellen und
lokalen Gegebenheiten und Vorgaben im
Gesamtkontext betrachtet werden.

Umsetzung im klinischen Alltag

Nach den bisherigen allgemeinen Hin-
weisen zu der praktischen Umsetzung
erscheint es wichtig, konkrete Abläufe
oder Praxisbeispiele darzustellen.

Praxisbeispiel „Strukturen schaffen“

IneinemKrankenhausmiteiner20-Betten-
Intensivstation erhalten alle schwange-
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Positionspapier

ren Mitarbeiterinnen bei Meldung der
Schwangerschaft ein betriebliches Be-
schäftigungsverbot. Um eine Benach-
teiligung schwangerer und stillender
Mitarbeiterinnen auf der Intensivstation
zu vermeiden, wird eine anästhesiologi-
sche Oberärztin zur Schwangerschafts-
beauftragten benannt. Gemeinsam mit
dem betriebs- und sicherheitstechnischen
Dienst wird besprochen, wie das Arbeiten
von schwangeren Mitarbeiterinnen auf
dieser Intensivstation möglich ist. Der
betriebsärztliche Dienst steht diesem Vor-
haben initial skeptisch gegenüber. Die
Schwangerschaftsbeauftrage stellt die
vorhandene Literatur zu diesem Thema
vor und es wird eine gemeinsame, für
alle Beteiligte zufriedenstellende, Lösung
gefunden. Anhand der Ergebnisse wird
dann eine gemeinsame SOP erstellt, an
der sich alle Beteiligten nun orientieren
können.

Praxisbeispiel „Individuelle
Gefährdungsbeurteilung“

Nach Meldung der Schwangerschaft
macht der/die Schwangerschaftsbeauf-
tragte eines Krankenhauses die indivi-
duelle Gefährdungsbeurteilung für ei-
ne Intensivpflegekraft. Bei der Prüfliste
der physikalischen Gefährdungen wird
u. a. festgestellt, dass beim Lagern von
PatientInnen die Grenzlasten für Heben
und Bewegen überschritten werden. Bei
den Kategorien „biologischen Gefährdun-
gen“ und der möglichen Übertragung
von Krankheiten wird festgestellt, dass
häufig bei PatientInnen der infektiöse
Status unbekannt ist. Zudem gibt es
zahlreiche PatientInnen, die potenziell
infektiös sind (z. B. positiv für Coronavirus,
Influenza, multiresistente Erreger). Bei
der Prüfliste zu den Arbeitsbedingungen
und Arbeitsverfahren wird u. a. festge-
stellt, dass Nachtarbeit sowie Arbeit an
Wochenenden und Feiertagen geleistet
wird. Gemeinsam mit der Pflegeleitung
der Intensivstation wird abgestimmt, dass
eine Tätigkeit nur noch im Frühdienst
stattfinden kann. Zusätzlich werden mit
der schwangeren Mitarbeiterin folgen-
de Arbeitsmöglichkeiten besprochen: Sie
unterstützt bei der Pflege-/und Therapie-
dokumentation und der Erfassung von
Variablen für Scoringsysteme. Zusätzlich

übernimmt sie Aufgaben bei der theo-
retischen und praktischen Einarbeitung
neuer KollegInnen. In der Klinik soll zudem
eine neue SOP zum Delirmanagement er-
stellt werden, an der die schwangere
Mitarbeiterin sich maßgeblich beteiligt.
Zudem wird sie von der Pflegeleitung
der Intensivstation in die Erstellung von
Dienstplänen eingearbeitet und kann so
die Pflegeleitung maßgeblich unterstüt-
zen.

Praxisbeispiel „Ausübung von
Tätigkeiten nach Ampelsystem“

Eine schwangere Fachärztin arbeitet auf
der Intensivstation zur Erlangung der Zu-
satzbezeichnung „Spezielle Intensivmedi-
zin“, als sie ihre Schwangerschaft meldet.
Die individuelle Gefährdungsbeurteilung
wird durchgeführt. Es wird besprochen,
dass Sie imFrüh-oderZwischendienst (z. B.
7:00 bis 16:00Uhr oder 11:00 bis 20:00Uhr)
arbeitet und zu keiner Zeit Alleindienstha-
bende auf der Station ist. Anhand der Po-
sitivliste werden gut mögliche Tätigkeiten
definiert und mithilfe der Negativliste Tä-
tigkeiten ausgeschlossen. Da die schwan-
gere Kollegin eine erfahrene Fachärztin
ist, wird mit ihr besprochen, dass Sie bei
PatientInnen mit bekannt negativem In-
fektionsstatus arterielle und zentralvenö-
seKatheterwechsel sowieBronchoskopien
durchführen kann. Die ärztlichen Visiten
und administrativen Aufgaben nimmt sie
wie bisher wahr. Transportfahrten sowie
Tätigkeiten bei infektiösen PatientInnen
führen andere KollegInnen durch.

Praxisbeispiel „Arbeitszeitlicher
Gesundheitsschutz“

Die schwangere Ärztin zur Erlangung der
Facharztanerkennung kann im Frühdienst
arbeiten, wenn eine weitere Person (z. B.:
Oberarzt/ärztin bzw. Facharzt/ärztin bei
großen Intensivstationen mit doppelt be-
setzten Schichten) im Frühdienst vorhan-
den ist. Möglich wäre auch die Wahrneh-
mung eines Zwischendiensts (z. B. 11:00
bis 20:00 Uhr), bei dem immer gewähr-
leistet ist, dass Früh- und Spätdienste prä-
sent sind. Sollte nach 20:00 Uhr gearbeitet
werden, muss dies bei der Aufsichtsbehör-
de beantragt werden. Sollte in Einzelfällen
auf dieses Modell zurückgegriffen werden,

muss gewährleistet werden, dass jederzeit
eine weitere ärztliche Person auf der Sta-
tion präsent ist (z. B. bei Intensivstationen
mit gedoppelten Schichten). Die Übernah-
me von Nachtschichten ist nicht möglich.
Das Arbeiten an Sonn- und Feiertagen ist
– wie oben dargestellt – grundsätzlich ver-
boten, kannunter verschiedenenAuflagen
erwirkt werden (s. oben, Grundvorausset-
zung:Die schwangereMitarbeiterin erklärt
sich dazu ausdrücklich bereit). Dies stellt
sicherlich nicht das präferierte Modell dar,
kann aber in Einzelfällen unter guter Ab-
sprache aller Beteiligten, Einhaltung der
Gesetzgebung etc. umgesetzt werden.

Praxisbeispiel „Schwangere Ärztin in
Leitungs-/Führungspositionen auf
der Intensivstation“

Selbstverständlich können schwangere
Mitarbeiterinnen in Leitungs-/Führungs-
position (z. B. Leitungeiner Intensivstation)
diese Funktion weiter wahrnehmen. Die
Durchführung von Visiten bzw. von vielen
organisatorischen Aufgaben ist problem-
los möglich. Voraussetzung ist, dass für
Notfallsituationen bei invasiver Tätigkeit
(z. B. Reintubation, Thoraxdrainagenanla-
ge) weiteres erfahrenes Personal vor Ort
ist, zumal diese Interventionen auch bei
infektiösen PatientInnen erforderlich sein
können.

Planung der Rückkehr nach
Mutterschutz/Elternzeit

Bereits während der Schwangerschaft soll-
ten der schwangeren Mitarbeiterin Optio-
nen für ihre Rückkehr nach Mutterschutz/
Elternzeit aufgezeigt werden (z. B. flexible
Arbeitsmodelle, Weiterbildung in Teilzeit).

Die stillende Mitarbeiterin auf der In-
tensivstation:DerArbeitgeber hat eine stil-
lende Frau auf ihr Verlangen für die zum
Stillen erforderliche Zeit, mindestens aber
2-mal täglich für eine halbe Stunde oder
einmal täglich für 1h, freizustellen. Der
Anspruch auf bezahlte Freistellung ist zeit-
lich bis zum 12. Lebensmonat des Kinds
begrenzt (§ 7 Abs. 2 MuSchG). Die Freistel-
lungszeiten sind weder vor- noch nachzu-
arbeitenundwerdennicht auf diegesetzli-
che/tariflich vorgeschriebene Ruhepausen
angerechnet.
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Bei Rückkehr nach dem Mutterschutz/
der Elternzeit einer noch stillenden Frau
auf der Intensivstation ist folgendes zu
berücksichtigen: Auch stillende Mitarbei-
terinnen auf der Intensivstation benötigen
nach Rückkehr aus der Elternzeit einen
Arbeitsplatz nach Mutterschutzgesetz.
Die praktische Umsetzung (individuelle
Gefährdungsbeurteilung, Meldung an die
Aufsichtsbehörde etc.) entspricht dem
Vorgehen bei der schwangeren Mitar-
beiterin. Die Gewährung von Stillpausen
sollte auf einer Intensivstation möglich
sein. Es ist zu erwarten, dass dort Räume
zu Verfügung stehen, in die sich die Mit-
arbeiterin zurückziehen kann. Sollte die
Milch mittels einer Pumpe abgepumpt
werden,müssen gekühlte Lagerungsmög-
lichkeiten zu Verfügung stehen. Ein Kind
in dieser Zeit selbst zu stillen, ist im Alltag
sicherlich schwieriger zu realisieren und
nur praktikabel, wenn das Kind in der Be-
triebskindertagesstätte untergebracht ist
oder das Kind von einer Betreuungsperson
in die Klinik gebracht wird.

Krankenhäuser sollten Konzepte entwi-
ckeln, wie MitarbeiterInnen, die nach ih-
rerRückkehrausMutterschutz/Elternzeit in
Teilzeitzurückkehren,aufeiner Intensivsta-
tion arbeiten können. Durch den immer
größeren Anteil an Frauen im ärztlichen
und den anderen medizinischen Berufen
(und somit auch an Frauen, die nach einer
Schwangerschaft zurückkehren und ihren
„normalen“ beruflichen Werdegang fort-
setzten möchten), wird dies ein Thema
sein, dem sich Krankenhäuser annehmen
sollten. Dabei sollten selbstverständlich
auch diemännlichen Kollegen berücksich-
tigt werden, die Elternzeit wahrnehmen
oder die z. B. aufgrund der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf in Teilzeit arbei-
ten möchten. Eine kürzliche Erhebung des
Marburger Bunds zeigte, dass ein Viertel
der Ärztinnen und Ärzte in NRW-Kranken-
häusern inTeilzeitarbeitet [10]Einweiteres
Ziel sollte daher sein, ein familienfreundli-
ches Arbeitsumfeld auf der Intensivstation
zu etablieren.

Dies kann auf einer Intensivstation mit
einem Schichtmodell schwieriger zu rea-
lisieren sein als in anderen Arbeitsumge-
bungen. Im Folgenden werden mögliche
Schichtmodelle skizziert, wobei hervorzu-
heben ist, dass es eine Vielzahl individu-
eller Schichtsysteme gibt. Für die gängi-

gen 3-Schicht- bzw. 4-Schichtsysteme wä-
re eine Möglichkeit, eine volle Stelle auf
2 Teilzeitkräfte zu verteilen, wobei sich
die Arbeitnehmerinnen zeitlich abwech-
seln. Weitere Lösungen sind reduzierte
Anzahl der Wochenarbeitstage bei jeweils
Vollarbeit pro Tag oder das Einführen von
verkürzten Schichten (z. B. verkürzter Früh-
dienst, Zwischendienste). Es gibt sicherlich
noch weitere Modelle, um das Arbeiten in
Teilzeitaufeiner Intensivstationerfolgreich
umzusetzen,dievonden lokalenBegeben-
heiten geprägt werden und entsprechend
anzupassen sind.

Das Thema Rückkehr nach Elternzeit
bzw. Arbeiten auf der Intensivstation in
Teilzeit ist von großer Wichtigkeit im Kon-
text der Familienfreundlichkeit. Es ist aller-
dings zu umfassend, sodass hier nur einige
Anregungen gegeben werden können.

Mögliche Aspekte, die
einer Tätigkeit schwangerer
Mitarbeiterinnen auf der
Intensivstation entgegenstehen

Von verschiedenen Entscheidungsträgern
könnten Argumente gegen die Weiterbe-
schäftigung der schwangeren Mitarbeite-
rin (auf der Intensivstation) vorgebracht
werden.

Ein mögliches Argument, das von der
Leitungsebene vorgebracht werden könn-
te, um ein Beschäftigungsverbot zu recht-
fertigen, kann die Möglichkeit der Neube-
setzung der Stelle der Schwangeren sein.
Diese Sichtweise erscheint allerdings als
kurzsichtig. Heutzutagegibt es einenMan-
gel an qualifiziertem Personal der Pflege,
Gesundheitsfachberufe und im ärztlichen
Dienst auf der Intensivstation, sodass eine
unmittelbare Neueinstellung mit gleich-
wertig ausgebildetem und eingearbeite-
tem Personal eher die Ausnahme bleiben
dürfte. Zudem sollten ArbeitnehmerInnen
durch eine nachhaltige Personalpolitik (al-
so auch die schwangere Mitarbeiterin auf
der Intensivstation) an das Krankenhaus
als Arbeitgeber gebunden werden. Eine
langfristige Personalbindung steigert die
Zufriedenheit und Motivation des Teams
und kann dadurch die Qualität der Pati-
entenversorgung erhöhen.

In diesem Kontext sollte auch ein
bereits vorliegender Personalmangel be-
trachtet werden. Hier könnten Argumente

von Seiten der Entscheidungsträger (aber
möglicherweise auch von KollegInnen)
angeführt werden, dass nach Meldung
einer Schwangerschaft nicht die gleichen
Aufgaben an die Schwangere übertragen
werden können wie an andere Kolleg-
Innen (wie z. B. die Durchführung von
Nachtdiensten) und so ein etwaiger Perso-
nalmangel noch verschärft würde. Ebenso
könnte das Argument angeführt werden,
dass eine Verschiebung der Schwere der
Arbeitsbelastung (die Arbeit der schwan-
geren Mitarbeiterin umfasst ein anderes
Arbeitsspektrum als vor Bekanntgabe der
Schwangerschaft) dem Grundsatz, die
Arbeitsbelastung gleichmäßig unter den
KollegInnen zu verteilen, widerspricht.
Auch hier sollte die Leitungsebene vor-
ausschauend denken: Eine bereits einge-
arbeitete, gut ausgebildete schwangere
Mitarbeiterin kann den Stationsablauf
maßgeblich unterstützten/entlasten und
ihre Erfahrung an verschiedenen Stellen
einbringen, auch wenn sich ihr Tätig-
keitsspektrum ändert und nicht dem vor
Meldung der Schwangerschaft entspricht.
Hierbei sind die transparente und ehrliche
Kommunikation imTeam, Kollegialität und
gemeinsame Absprachen essenziell. Dies
soll auch als Signal an andere Mitarbeiter-
Innen dienen, dass die Meldung einer
Schwangerschaft nicht mit einem Be-
schäftigungsverbot gleichzusetzen ist.

Ebenfalls berücksichtigt werden sollte,
dass die Durchführung von Tätigkeiten an-
hand hier dargestellter Positivlisten auf
einer Intensivstation für die schwangere
Mitarbeiterin nicht für alle Berufsgruppen
gleichermaßen möglich ist. So ist es denk-
bar, dass für die schwangere Ärztin mehr
Tätigkeiten anhand der Positivliste infra-
ge kommen als z. B. für die schwangere
Physiotherapeutin. Gleichfalls unterschei-
det sich der zur Verfügung stehende Per-
sonalschlüssel, durch den die jeweiligen
Aufgaben übernommen werden. Hierbei
sollte auch die generelle Abteilungsgröße
berücksichtigt werden. So kann sicherlich
auf einer großen Intensivstation mit mög-
licherweise doppelt besetzten ärztlichen
Schichten das Arbeiten einer schwange-
ren Ärztin besser implementiert werden
als auf einer kleineren Intensivstation. Ei-
ne mögliche Lösung zur Erhaltung der
Schwangeren als Arbeitskraft unter gleich-
zeitiger Sicherstellung der Behandlungs-
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qualität wäre die Bildung eines „Therapeu-
tenduos“ (z. B. in der Physiotherapie), dass
die Behandlung der PatientInnen in enger
Absprache gemeinsam übernimmt. Dabei
sollten stets mögliche finanzielle Aspekte
derArbeitgeber (erhöhteKostenz. B. durch
„Dopplung“) den dargestellten positiven
Aspekten gegenübergestellt werden.

Aus therapeutischer Sicht könnte auch
argumentiert werden, dass es in An-
betracht der medizinisch-therapeutischen
Komplexität der PatientInnen nicht immer
sinnvoll ist, einen logischen aufeinander
aufbauenden Arbeitsablauf (z. B. Befund/
Assessment/Therapie/Dokumentation)
auf verschiedene Personen aufzuteilen,
was bei Einsatz der schwangeren Mitar-
beiterin in manchen Fällen erforderlich
sein kann. Dennoch können transparente
Kommunikation und Absprachen dazu
führen, die schwangere Mitarbeiterin für
die Abteilung einzusetzen.

Auf einer Intensivstation können auf-
grund der hohen Krankheitsschwere der
PatientInnen Situationen entstehen, die
von MitarbeiterInnen als sehr belastend
empfunden werden. Solche Erfahrun-
gen sollte eine schwangere Mitarbeiterin
nicht machen müssen und es sollten
dann unmittelbare Konsequenzen (z. B.
Übernahme von Tätigkeiten in Lehre und
Forschung) gezogen werden. Das Ziel
sollte sein, nach einer Schwangerschaft
rückwirkend feststellen zu können, dass in
der Schwangerschaft verantwortungsvoll
gehandelt wurde.

Weiterhin ist es möglich, dass andere
Interessengruppen, wie z. B. der betriebs-
ärztliche Dienst, demWeiterarbeiten einer
schwangeren Mitarbeiterin auf der Inten-
sivstationeherrestriktivgegenüberstehen.
Hier solltedergemeinsameDialoggesucht
werden und auf publizierte Literatur zu
diesem Thema und die Praktikabilität hin-
gewiesen werden.

Auch scheint die unterschiedliche Ge-
setzgebung durch die Aufsichtsbehörden
bzw.derenunterschiedliche Interpretation
problematisch. So kann die Situation ent-
stehen,dassTätigkeiten ineinigenBundes-
ländern möglich sind, während sie in den
anderen Bundesländern verboten sind. Ei-
ne zukünftige Harmonisierung und ein-
heitliche Lösung im gesamten Bundesge-
biet sind wünschenswert.

Abstract

Position paper on working in the intensive care unit during pregnancy.
DIVI recommendations for improving the situation of pregnant
employees in the ICU

The Maternity Protection Act is intended to protect the mother and the child from
hazards, excessive demands and damage to health in the workplace, and from financial
disadvantages and loss of employment. However, the objectives defined by the
Maternity Protection Act—the safety and health of the pregnant employee on the
one hand and the prevention of disadvantages in working life on the other—are
not yet adequately achieved in the intensive care unit (ICU). Implementation of the
Maternity Protection Act to the benefit of all involved parties should also be promoted
in the specialist areas represented by the DIVI, in particular the work of pregnant
physicians and nursing staff and other working specialists (respiratory therapists,
physiotherapists, speech therapists, psychotherapists, and social workers) in the ICU.
The aim of this paper is to raise awareness of the need to consider each pregnant
and breastfeeding staff member individually and to work together to find a personal
solution for continuing to work in the ICU. Possible ways and solutions to achieve this
goal are outlined and practical examples are given for implementation in everyday
clinical routine. These are also based on comprehensive presentation of activities
according to a traffic light color-code system for all occupational groups. Arguments
against pregnant employees working in the ICU are discussed and possible solutions
are presented

Keywords
Maternity protection · Prohibition of employment · Human resource planning · Ongoing
employment · Ressources

SicherlichgibteseineVielzahlvonArgu-
menten, die durch am Entscheidungspro-
zess beteiligte Personen vorgebracht wer-
den könnten. Hierbei ist die Relevanz des
gemeinsamenDialogshervorzuheben,um
eine für alle Beteiligten zufriedenstellende
Lösungzufinden.Dabei istmitder schwan-
geren Mitarbeiterin zu erörtern, was ihre
Vorstellungen in Bezug auf ihre Tätigkeit
inder Schwangerschaft sind. Entscheidend
hierfür ist eine objektive Beurteilung mit
rationaler Abwägung der Vor- und Nach-
teile durch kompetente Personen, die das
Arbeitsumfeld der schwangeren Mitarbei-
terin beurteilen können. Hier sollte auch
berücksichtigt werden, dass eine Mitarbei-
terin bei Meldung einer Schwangerschaft
die Tätigkeit auf ihrer bisherigen Inten-
sivstationpräferenziell fortsetzen sollte, da
sie dort eingearbeitet ist, die Arbeitsläufe
unddieKollegInnenkennt, sodassgemein-
sameAbsprachenbessergetroffenwerden
können, Vertrauensverhältnisse und per-
sönliche Beziehungen bestehen, die ein
Teamgefühl fördern und somit zur Ak-
zeptanzsteigerung der Maßnahmen posi-
tiv beitragen.Wichtig ist: Jede schwangere
MitarbeiterinundjedeSchwangerschaft ist
anders. So sollte individuell erörtert wer-

den,was eine schwangereMitarbeiterin zu
leistenwillens und imStande ist. Dies kann
sich im Lauf der Schwangerschaft ändern
und muss dementsprechend fortwährend
ergebnisoffen reevaluiert werden.

Resümee

In diesem Positionspapier wird das Arbei-
tenvonschwangerenMitarbeiterinnenaus
dem ärztlichen Dienst und den Gesund-
heitsfachberufen auf einer Intensivstation
thematisiert. Es ist wünschenswert, dass
sich alle Krankenhäuser mit dieser The-
matik auseinandersetzen und konkrete
Konzepte für ihren Standort ausarbeiten,
wie – angepasst an die lokalen Gegeben-
heiten – das Arbeiten einer schwangeren
Mitarbeiterin auf der Intensivstation aus-
gestaltet werden kann. Basierend auf den
konkreten Handlungsempfehlungen im
klinischen Alltag in diesem Positionspa-
pier wäre eine praktische Umsetzung in
naher Zukunft wünschenswert.
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